Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7/ 22S3 

11.06.74 


Sachgebiet 800 


Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung (11. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten 
Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Angieichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten betreffend die Anwendung des 
in Artikel 119 EWGV niedergelegten Grundsatzes des gleichen 
Entgelts für Männer und Frauen 
— Drucksache 7/1451 — 


A. Problem 

In der Anwendung des in Artikel 119 des EWG-Vertrages fest- 
gelegten Grundsatzes des gleichen Arbeitsentgelts für Männer 
und Frauen bei gleicher Arbeit bestehen nach Auffassung der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaft noch erhebliche 
Lücken und Mängel. 


B. Lösung 

Die Richtlinie soll mit der Einführung bestimmter Mindest- 
schutznormen dazu beitragen, die Durchsetzung des Grundsat- 
zes gleichen Arbeitsentgelts für Männer und Frauen bei glei- 
cher Arbeit in allen Mitgliedstaaten der Gemeinschaft zu ge- 
währleisten. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Für den Bundeshaushalt entstehen keine Kosten. 
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A. Bericht des Abgeordneten Gansei 


Entsprechend dem Beschluß des Bundestages vom 
25. Juni 1959 hat der Präsident des Deutschen Bun- 
destages den Vorschlag einer Richtlinie des Rates 
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mit- 
gliedstaaten betreffend die Anwendung des in Arti- 
kel 119 EWGV niedergelegten Grundsatzes des glei- 
chen Entgelts für Männer und Frauen — Druck- 
sache 7/1451 — mit Schreiben vom 16, Januar 1974 
dem Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung zur 
Beratung überwiesen. Der Ausschuß hat die Vorlage 
in seinen Sitzungen am 21. und 22. Februar 1974 so- 
wie am 7. Juni 1974 behandelt. 


1. Zum Inhalt des Richilinienvorschlages 

Um die Bedeutung des Vorschlages der Kommis- 
sion zu ermessen, ist es notwendig, sich den Wort- 
laut des Artikels 119 EWGV in Erinnerung zu rufen. 
Er lautet: 

„Jeder Mitgliedstaat wird während der ersten 
Stufe den Grundsatz des gleichen Entgelts für 
Männer und Frauen bei gleicher Arbeit anwen- 
den und in der Folge beibehalten. 

Unter , Entgelt' im Sinne dieses Artikels sind die 
üblichen Grund- oder Mindestlöhne und -gehäl- 
ter, sowie alle sonstigen Vergütungen zu verste- 
hen, die der Arbeitgeber auf Grund des Dienstver- 
hältnisses dem Arbeitnehmer mittelbar oder un- 
mittelbar in bar oder in Sachleistungen zahlt. 

Gleichheit des Arbeitsentgelts ohne Diskriminie- 
rung auf Grund des Geschlechts bedeutet: 

a) daß das Entgelt für eine gleiche nach Akkord 
bezahlte Arbeit auf Grund der gleichen Maß- 
einheit festgesetzt wird; 

b) daß für eine nach Zeit bezahlte Arbeit das Ent- 
gelt bei gleichem Arbeitsplatz gleich ist." 

Nachdem die Kommission dem Rat in ihren Be- 
richten über die Lage in den Mitgliedstaaten bis zu- 
letzt mitteilen mußte, daß es trotz aller Bemühun- 
gen immer noch nicht gelungen ist, Artikel 119 voll 
durchzusetzen, schlägt sie nunmehr dem Rat vor, 
die Mitgliedstaaten durch eine Richtlinie auf der 
Grundlage des Artikels 100 EWGV zu einem ein- 
heitlichen Vorgehen in folgenden Bereichen zu ver- 
pflichten: 

— Eröffnung der Möglichkeit, daß alle Personen, 
die sich durch Nichteinhaltung des Grundsatzes 
des gleichen Entgelts geschädigt fühlen, ihre 
Rechte vor Gericht geltend machen können (Arti- 
kel 2), 

— Beseitigung aller Diskriminierungen, die sich aus 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften ergeben 
und auf das Arbeitsengelt auswirken (Artikel 3) 


— Nichtigerklärung aller mit dem Gleichheitssatz 
unvereinbarer Bestimmungen in Tarifverträgen 
usw. (Artikel 4), 

— Schutz vor Entlassung eines Arbeitnehmers als 
Reaktion des Arbeitgebers auf eine gerichtliche 
Klage auf Einhaltung des Gleichheitsgrundsatzes 
(Artikel 5), 

— Überwachung der Anwendung des Grundsatzes 
des gleichen Entgelts in den Betrieben und Be- 
strafung von Zuwiderhandlungen (Artikel 6), 

— Bekanntmachung aller einschlägigen Bestimmun- 
gen in den Betrieben (Artikel 7), 

— Inkrafttreten aller neuen Bestimmungen bis spä- 
testens 31. Dezember 1975 (Artikel 8), 

— Maßnahmen zur Unterrichtung der Kommission 
(Artikel 9). 


2. Kritik des Richtlinienvorschlages 

Der Bundestag hat sich auf Grund des von der 
Bundesregierung mit Beschluß vom 5. Dezember 
1966 erbetenen und von ihr alle zwei Jahre vorzu- 
legenden Berichts über die Art, den Umfang und 
den Erfolg der von ihr oder den Länderregierungen 
vorgenommenen Beanstandungen betreffend die An- 
wendung des Artikels 119 des EWG-Vertrages da- 
von überzeugt, daß rechtlich das Problem des glei- 
chen Entgelts für gleiche Arbeit von Männern und 
Frauen in der Bundesrepublik Deutschland gelöst ist. 
In den Tarifverträgen gibt es keine besonderen 
Frauenlohngruppen mehr, die eine willkürliche 
Schlechterstellung der Frauen gegenüber den Män- 
nern in bezug auf das Entgelt darstellen. Zwischen 
den Tarifvertragsparteien ist lediglich noch das Pro- 
blem der Leichtlohngruppen umstritten, das in den 
Bundestagsdrucksachen 7/90, 7/292 und 7/534 einge- 
hend behandelt wird. Um dieses Problem einer Klä- 
rung zuzuführen, hat die Bundesregierung Ende des 
vergangenen Jahres einen Forschungsauftrag an die 
Arbeitswissenschaftler Professor Rohmert, Darm- 
stadt, und Professor Rutenfranz, Dortmund, verge- 
ben, wie sich aus der Antwort der Bundesregierung 
auf eine entsprechende Anfrage von Frau Schlei 
(SPD) ergibt (siehe hierzu Protokoll der 67. Sitzung 
des Deutschen Bundestages am 29. November 1973, 
S, 4048). 

Es war daher nur noch zu prüfen, ob und inwie- 
weit der Richtlinienvorschlag für die Bundesrepublik 
Deutschland mit dem geltenden Rechtssystem ver- 
einbar ist oder nicht. Bei den Beratungen im Aus- 
schuß hat sich dieser folgende von der Bundesregie- 
rung vorgetragene Bedenken zu eigen gemacht; 

a) Die Bundesrepublik Deutschland könne zwar 
dem Richtlinienvorschlag im ganzen ihre Zustim- 


2 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7I22SZ 


mung nicht verweigern, weil er geeignet sei, die 
Lage in den Mitgliedstaaten verbessern zu hel- 
fen, in denen es noch vereinzelt offene Diskrimi- 
nierungen bei der Entlohnung der Frauen gegen- 
über den Männern gebe. Bedenken bestünden 
aber gegen die Heranziehung des Artikels 100 
EWGV, Dieser Artikel könne nämlich nur für 
die Angleichung solcher Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften der Mitgliedstaaten herange- 
zogen werden, die sich unmittelbar auf die Er- 
richtung oder das Funktionieren des Gemeinsa- 
men Marktes auswirkten. Von arbeitsrechtlichen 
Vorschriften könne dies nur ausnahmsweise be- 
hauptet werden, und zwar im wesentlichen nur 
für Vorschriften aus dem Bereich des technischen 
Arbeitsschutzrechts. Hinzu käme, daß wenn ein- 
mal Artikel 100 für die in der Richtlinie vorge- 
sehenen arbeitsrechtlichen Bereiche als Rechts- 
grundlage für eine Rechtsangleichung anerkannt 
werde, dies ein Präjudiz für mögliche weitere 
unerwünschte und vom EWG-Vertrag nicht ge- 
forderte Angleichungsmaßnahmen im Bereich 
des Arbeitsrechts darstellen könne. Um dies zu 
verhindern, müsse eine andere Rechtsgrundlage 
gesucht werden. Da Artikel 119 selbst hierfür 
nicht ausreiche, weil er nichts über die Mittel der 
Anwendung aussage, müsse Artikel 235 EWGV 
herangezogen werden. Dieser Artikel schreibe 
nämlich ausdrücklich vor, daß in den Fällen, in 
denen ein Tätigwerden der Gemeinschaft erfor- 
derlich erscheine, um im Rahmen des Gemein- 
samen Marktes eines ihrer Ziele zu verwirk- 
lichen, und in dem Vertrag die hierfür erforder- 
lichen Befugnisse nicht vorgesehen seien, der Rat 
einstimmig auf Vorschlag der Kommission und 


nach Anhörung des Europäischen Parlaments die 
geeigneten Vorschriften erlassen könne. 

b) Von den einzelnen Artikeln des Richtlinienvor- 
schlages seien nur Artikel 4 und 6 bedenklich. 
Artikel 4 sehe vor, daß die Mitgliedstaaten ent- 
sprechende Maßnahmen zur Nichtigerklärung 
derjenigen Tarifverträge usw. treffen sollen, die 
mit dem Gleichheitsgrundsatz unvereinbar seien, 
d. h. es solle Aufgabe der Verwaltung sein, der- 
artige Nichtigerklärungen auszusprechen. Nach 
deutschem Recht seien aber derartige Tarifver- 
träge schon von Rechts wegen nichtig, wobei es 
Sache der Gerichte sei, dies im Falle einer Klage 
festzustellen. 

Artikel 6 des Richtlinienvorschlages, der die 
französische Rechtslage widerspiegele, fordere 
darüber hinaus von den staatlichen Verwaltun- 
gen Maßnahmen zur Überwachung der Betriebe, 
die ebenfalls mit dem deutschen Rechtssystem, 
insbesondere der Tarifautonomie, unvereinbar 
seien. Dies gelte auch für die vorgesehenen Stra- 
fen, die der Staat im Falle der Zuwiderhandlung 
verhängen solle. Nach dem deutschen Recht seien 
nur die Arbeitsgerichte zur „Kontrolle'' befugt so- 
wie im Rahmen des § 75 BetrVerfG der Betriebs- 
rat, der dabei mit dem Arbeitgeber vertrauens- 
voll zusammenzuarbeiten habe. 

Es komme also darauf an, diese beiden Artikel 
so zu formulieren, daß sie mit dem deutschen 
Arbeitsrechtssystem vereinbar seien und die 
Bundesrepublik Deutschland nicht zu die Tarif- 
autonomie verletzenden Eingriffen verpflich- 
teten. 


Bonn, den 11. Juni 1974 


Gansei 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Deutsche Bundestag wolle beschließen, 

1. den Vorschlag der EG-Kommission für eine Richtlinie des Rates zur An- 
gleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten betreffend die Anwen- 
dung des in Artikel 119 EWGV niedergelegten Grundsatzes des gleichen 
Entgelts für Männer und Frauen — Drucksache 7/1451 — zur Kenntnis zu 
nehmen; 

2. die Bundesregierung zu bitten, bei den Verhandlungen im Rat der Euro- 
päischen Gemeinschaften darauf hinzuwirken, daß 

a) die Richtlinie nicht auf Artikel 100, sondern auf Artikel 235 des EWG- 
Vertrages gestützt wird, 

b) die einzelnen Richtlinienartikel so gestaltet werden, daß sie mit dem 
deutschen Rechtssystem und der Tarifautonomie der Tarifvertragsparteien 
vereinbar sind; dies betrifft in besonderem Maße die Artikel 4 und 6, die 
in ihrer gegenwärtigen Fassung Eingriffe der staatlichen Verwaltung vor- 
sehen; 

3. die Bundesregierung zu bitten, bei ihrem nächsten Bericht an den Deutschen 
Bundestag über die Anwendung des Artikels 119 EWGV zum 31. Dezember 
1974 über das Ergebnis der Verhandlungen in Brüssel zu berichten; 

4. seine Auffassung zu bekräftigen, daß der Gesetzgeber, die Tarifvertrags- 
parteien und die Parteien einer Betriebsvereinbarung schon auf Grund des in 
Artikel 3 Abs. 2 und 3 GG enthaltenen Gebots der Gleichbehandlung und 
Nichtdiskriminierung von Männern und Frauen sowie auf Grund der von der 
Bundesrepublik ratifizierten Internationalen Abkommen mit entsprechenden 
Bestimmungen, insbesondere des Übereinkommens Nr. 100 der Internationa- 
len Arbeitsorganisation, verpflichtet sind, den Grundsatz des gleichen Ent- 
gelts für Männer und Frauen bei gleicher Arbeit anzuwenden. 


Bonn, den 7. Juni 1974 


Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Dr. Schellenberg Gansei 

Vorsitzender Berichterstatter 
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